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Die Politikwissenschaftlerin GABRIELA MANEA zu den anhaltenden Protesten in Rumänien

Rumänienkommtandie-
senWintertagennicht zur
Ruhe. InBukarest undan-
derenGroßstädtendes
Landesdemonstrieren
Zehntausendegegendie
Regierung.Die ausRumä-
nien stammendeFreibur-
gerPolitikwissenschaftlerin
GabrielaManea erklärt die
Ursachender Proteste.

IhrHeimatland, FrauManea,
ist in Aufruhr.Was treibt die
Menschen zu Zehntausenden
auf die Straßen?

Teile der Bevölkerung, überwie-
gend junge Menschen und sol-
che mittleren Alters, protestie-
ren gegen die Regierung, gebil-
det von Sozialdemokraten (PSD)
und den Liberalen (ALDE), die
sich von der klassischen Natio-
nalliberalen Partei abgespaltet
haben. Diese Regierungskoaliti-
on hat per Eilverordnung ver-
sucht, dem Antikorruptionsge-
setz seineSchärfezunehmen.Ei-
niges,was bislang laut Gesetz als
Korruption galt, soll künftig
nicht mehr als Straftat angese-
hen werden, anderes milder be-
straft werden. Das neue Dekret
käme prominenten Politikern
beider Regierungsparteien zu-
gute, die in der Vergangenheit
wegen Korruption zu Bewäh-
rungsstrafen verurteilt worden
waren und nun eine Amnestie
genießenwürden.

Es gibt Beobachter, die dieDe-
monstrationenmit der großen
Erhebungvon1989 inRumänien
vergleichenund von einer „Sam-
tenen Revolution“ sprechen. Ist
dieserVergleich zulässig?

Auf keinen Fall. Die Revolution
vollzog sich 1989, sie brachte Ru-
mänien einen radikalen System-
und Kurswechsel. Heute haben
wir eine starke Reaktion darauf,
dass die im Dezember gewählte
Regierung etwas grundlegend
falsch macht. Sie will rechts-
staatliche Reformen, die Rumä-
nien im Zuge des EU-Beitritts
vollzogen hat, zurücknehmen.
Die Demonstranten stört auch
die Art undWeise, wie die Regie-
rung das macht – ohne politi-
sche Diskussion und Kompro-
miss mit den anderen politi-
schen Parteien und der Zivilge-
sellschaft. Die Reformen im
rumänischen Justizwesen, für
die Rumänien in den EU-Berich-
ten kontinuierlich gelobt wird,
hatte einst die Justizministerin
Monica Macovei eingeleitet. Sie
war keine typische Parteipoliti-
kerin, sondern eine Vertreterin
der rumänischen Zivilgesell-
schaft. Es geht somitwenigerum
ein ideologisches Problem: Die
Zivilgesellschaft ist aber nicht
mehr bereit, den typischen PSD-
Regierungsstil zu akzeptieren.
Dieser wird von der Devise be-
herrscht, wenn man an der
Macht sei, müsse man daraus
Vorteile ziehen.

Wer die derzeit zahlreichenAr-
tikel in der deutschen Presse zu
den Ereignissen in Rumänien
liest, wirdmit derThese konfron-
tiert, dieses Land sei seit vielen
Jahren vonBestechungundKor-
ruption „imprägniert“.

Ichweigeremich, dieKorruption
als ein rumänischesMentalitäts-
problem zu sehen. Auch die so-
genannte „historische Erklä-
rung“, sie sei einÜberbleibsel aus
der Zeit des Osmanischen Rei-
ches und der Fanarioten-Herr-

schaft im 19. Jahrhundert, lehne
ich ab. Das kommunistische Ru-
mänien war Ende der 70er und
während der 80er Jahre ein „fai-
led state“, verwahrlost und ohne
geeignete Institutionen. Das
meiste, was während der letzten
Jahre des Ceausescu-Regimes
produziert worden war, wurde
exportiert, der innere Konsum
war minimal. Das zwang die Be-
völkerungzueinemÜberlebens-
modus, der vom Staat nicht
mehr gewährleistet war. Darin

liegt der Ursprung der Korrupti-
ons-Phänomene, an denen Ru-
mänien heute noch leidet.

Wie ist es zu erklären, dass die
PSDalsNachfolgerin der unter-
gegangenenKommunistischen
Partei knapp drei Jahrzehnte
nach demEnde des Kommunis-
mus in Rumäniennoch immer
die Stärke hat, demokratische
Wahlen zu gewinnen?

Man darf nicht vergessen, dass
eswährend der 80er Jahre in Ru-
mänien keine so ausgewiesene
Gegnerschaft gegen das kom-
munistische Regime gab – wie

ZUR PERSON

GABRIELA MANEAwurde in
der südrumänischen Stadt
Tirgoviste geboren. Sie hat
Politik-undSozialwissenschaf-
ten in Bukarest, Freiburg, Dur-
banundNewDelhi studiert.
Manea hat über das Thema
„InterregionaleMenschen-
rechtsnormendiffusion in den
EU-ASEAN (Südostasiatischen
Staatenverbund) -Beziehun-
genundAsien-Europa-Treffen
(ASEM)“ an der Universität
Freiburg promoviert. Sie hat

zudemeinvon der Deutschen
Stiftung für Friedensfor-
schung gefördertes For-
schungsprojekt zumThema
„Die Rolle der Parlamente in
neuenDemokratien bei der
demokratischen Reformund
Kontrolle der Sicherheitskräf-
te. Eine Vergleichende Studie
in IndonesienundNigeria“
durchgeführt. Zur Zeit lehrt
und forscht sie imBereich der
internationalen Politik an der
Universität Freiburg. TN

beispielsweise die Dissidenten-
bewegung inder Tschechoslowa-
kei oder die Opposition in Un-
garn. Von der Solidarnosc-Bewe-
gung in Polen gar nicht zu spre-
chen. In diesen Ländern vollzog
sich die Revolution wie ein Pro-
zess, inRumänienhingegenkam
es zu einer Eruption, während
der binnen weniger Tage der
Kommunismusverschwand.Die
damals gebildete Front der Na-
tionalen Rettung (FSN), die sich
auf alte Parteikader mit politi-
scherundadministrativer Erfah-
rung stützte, verkaufte sich als
die Kraft, die dem Kommunis-
mus und dem Ceausescu-Re-
gime ein Ende gemacht hatte.
Der FSNbesaß 1990einengewal-
tigen Vorteil gegenüber den sich
damals neu gründenden schwa-
chen „historischen Parteien“ aus
der Zwischenkriegszeit. Ausdem
FSN entstand die PSD, die es mit
geschickter Propaganda ver-
stand, die anderen Parteien zu
diskreditieren: Diese wären
„bourgeois“ und Diener auslän-
discher Interessen.

WennmanWahlergebnisse in
Rumänienanalysiert, drängt sich
auf: Die PSD, gegen die dieMen-
schen auf die Straße gehen, hat
heute ihreHochburgen in den
östlichen Provinzen Rumäniens
und vor allemauf demLand.
Warum?

Dort, wo das Bildungsniveau der
Bevölkerung niedriger ist, greift
die einfache soziale Rhetorik der
PSD, die sich als Anwalt der ar-
menund kleinen Leute darstellt.
In Rumänien gab es nach 1990
ethnische Spannungen, der PSD
ist es gelungen, zu suggerieren,
sie sei die politische Kraft, die
diese am besten in den Griff be-
kommt. Dabei pflegt sie einen
nationalistischen Diskurs und
betont die rumänische Identität.
Das Verhältnis zu Russland wird

in Rumänien seit jeher als pro-
blematisch gesehen, auch die
Furchtvordemgroßenöstlichen
Nachbarn konnte die PSD für
sich nutzen, weil sie suggerierte,
das Verhältnis zu Moskau am
besten managen zu können.
Hinzu kommt: Vor den letzten
Wahlen hatten viele nicht damit
gerechnet, dass die PSD die Anti-
korruptionsgesetzgebung ver-
ändert. Sie hatte einen vernünf-
tigen Wahlkampf mit gedämpf-
ten Tönen geführt. Den einsti-
gen Parteiführer, den
polarisierenden Victor Ponta,
hatte inzwischen der mehr ver-
mittelnde Liviu Dragnea abge-
löst. Aber er ist wegen Korrupti-
on vorbestraft, das neue Dekret
käme ihmzugute.

Welche Rolle spielt der bürger-
lich-liberale Staatspräsident
Klaus Johannis in dieser Krise?

Er wirkt sehr einsam in seinem
Präsidentenpalast. Ihm fehlt der
politischeRückhalt inweitenTei-
len der rumänischen Gesell-
schaft. Seinen überraschenden
Wahlsieg 2014 verdankt er der
Ablehnung des damaligen PSD-
Kandidaten Victor Ponta durch
große Teile der Wählerschaft. In
der aktuellen Krise hat sich Jo-
hannis wie ein zivilgesellschaft-
licher Aktivist verhalten und
darauf hingewiesen, dass dieGe-
sellschaft es selbst in der Hand
hat, ob sie einen Regierungsstil
akzeptiert odernicht. Ansonsten
sind seine innenpolitischen
Kompetenzen sehrbegrenzt,wie
schon seinem Amtsvorgänger
Basescu droht ihm das PSD-do-
minierte Parlament mit einem
Amtsenthebungsverfahren.

Wasmüsste eigentlich in Rumä-
nienpassieren, damitmansagen
könnte,dieDemonstrantenseien
als Sieger aus der aktuellen Krise
hervorgegangen?

Die Zivilgesellschaft wird nicht
in drei Tagen in Rumänien tri-
umphieren. Es ist ein Prozess.
DieRegierungwirddieEilverord-
nung zurücknehmenundversu-
chen, ihre Politik auf dem parla-
mentarischenWegdurchzubrin-
gen. Aber der gesellschaftliche
Widerstand hat ihren Spielraum
verkleinert. Die PSD wird regis-
trieren, dass es in Rumänien
Kräfte gibt, die die demokrati-
schen Spielregeln allmählich
verinnerlichen und nicht mehr
akzeptieren, wie eine Regierung
sie leichtfertig aushebelt.

DAS GESPRÄCH FÜHRTE
TONI NACHBAR

UMWELTMINISTERIN HENDRICKS rudert zurück

SeitdemBundesumweltministe-
rin Barbara Hendricks (SPD) in
einer Kampagne elf „neue Bau-
ernregeln“ präsentiert hat, sind
Bauern und Verbände empört
über die „Pauschalangriffe auf
die Landwirtschaft“. Auch in der
Region gibt es Protest.
Werner Räp-

ple, Präsident
des Badisch
Landwirt-
schaftlichen
Hauptver-
bands
(BLHV), for-
derte einen
sofortigen Stopp der
Kampagne. Die elf Bauernregeln
seien „ein öffentlicher Tief-
schlag,wie ich ihn den Jahrzehn-
ten meiner ehrenamtlichen Tä-
tigkeit noch nicht erlebt habe“,
schreibt Räpple in einer Presse-
mitteilung. Mit ihrer „Diffamie-
rung aller Landwirte“ schlage
Hendricks zudem „eine tiefe
Schneise zwischen Landwirt-
schaft undNaturschutz“.
Die Ministerin wollte mit Rei-

men wie „Steht das Schwein auf
einem Bein, ist der Schweinstall
zu klein“ oder „Steh’n im Stall zu
viele Kühe, macht die Gülle
mächtig Mühe“ auf die Miss-
stände im Agrarsektor aufmerk-
sammachen. Die Kampagne hat
1,6Millionen Euro gekostet.
Auch der Bund Badischer

Landjugend zeigte sich „scho-

ckiert“ über die neuenBauernre-
geln. In einem offenen Brief an
Barbara Hendricks heißt es, die
Kampagne verursache „in der
gesamten Landwirtschaft einen
enormen Imageschaden“. Der
Bund Badischer Landjugend for-
derte die Ministerin ebenfalls
auf, die Aktion einzustellen.

Das hat
Hendricks
nach der
massiven
Kritik –auch
ausdeneige-
nen SPD-Rei-
hen – inzwi-
schen getan.
Die Umwelt-

ministerin entschuldigte sich
bei den Landwirten. Gleichwohl
wies ein Sprecher des Ministeri-
ums auf „die bleibende Bedeu-
tung der Botschaft“ hin. Das Mi-
nisterium werde auf das Prob-
lem der Vereinbarkeit von Land-
wirtschaft mit Umwelt- und
Tierschutz in den nächsten Ta-
gen auf Großplakatenund ande-
ren Wegen hinweisen, kündigte
er an.
Bundesweit hatte die Kampa-

gne unter anderem Bundes-
agrarministerChristianSchmidt
(CSU) und den Bauernverband
erzürnt. Baden-Württembergs
Landwirtschaftsminister Peter
Hauk (CDU) forderte Barbara
Hendricks sogar zum Rücktritt
auf. DS

KURZ GEFASST

NEUES SC-STADION AusgleichsflächeninBremgarten

Für das neue SC-Stadion amFreiburger Flugplatzwird geschütz-
tesMagerrasen zerstörtund ein Lebensraumder „Braunfleckigen
Beißschrecke“. Der ökologische Ausgleich hierfür soll rund
30Kilometer entfernt erfolgen: imGewerbepark Breisgau
in Eschbach. Das hat die Stadtverwaltung in dieserWoche
mitgeteilt. Sie hat sichmit demZweckverband „Gewerbepark
Breisgau“und der Betreibergesellschaft des interkommunalen
Gewerbegebiets darauf geeinigt, dass ein Teil der Landebahn
des früheren französischenMilitärflughafens entsiegeltwird.
Insgesamt geht esum7,2Hektar Fläche. Freiburg zahlt hierfür
zweiMillionen Euro. Da esvonAnfang an als schwierig galt,
Ausgleichsflächen fürdasneueSC-Stadionzu finden, bezeichnete
BaubürgermeisterMartinHaag die jetzt gefundene Lösung
alswichtigen Schritt für die Bebauungspläne. DS

FLÜCHTLINGE WohnheiminLandwassergestrichen
Dasumstrittene Flüchtlingswohnheim in Freiburg-Landwasser
wird nun doch nicht gebaut. Gegen das Projekt hatte esmassive
Proteste gegeben, bei einer Informationsveranstaltung im
vergangenen Sommer kames tumultartige Szenen, ausgelöst
durch Aktiveund Sympathisanten der rechtspopulistischen
AfD. Dieser Druckvon rechts sei aber nicht der Grund,weshalb
die Stadtverwaltung den Standort gestrichen habe, betonte
Sozialbürgermeister UlrichvonKirchbach gegenüber der
Badischen Zeitung. Vielmehrwerde die Unterkunft für 175
Flüchtlinge nichtmehr benötigt. Die bereits gerodete Fläche
soll aber nichtungenutzt bleiben: Stattdessenmöchte das
Rathaus dortWohnungen errichten. Die bereits hergestellten
Holzmodule für die Flüchtlingsunterkunft sollen alternativ
im Stadtteil Littenweiler eingesetztwerden. DS

„Johannis ist sehr einsam“

Mit den Flaggen der EU und der klassischen Demokratien – Frankreich und USA – demonstrieren in Rumä-
nien Zehntausende gegen die von Sozialdemokraten geführte Regierung. FOTO: DPA

„Ceausescu zwang die Rumänen
zu einemÜberlebensmodus, der
die Korruption begünstigte“: Ga-
briela Manea. FOTO: ZVG

NeuBauernregeln
erzürnen Landwirte
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